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Einführung 
„Die Idee der Bürgerbeteiligung ist ein bisschen wie das Essen 
von Spinat: Niemand hat grundsätzlich etwas dagegen, weil es 
gut für einen ist.”1

In dieser Veröffentlichung werden Initiativen zum gesellschaftlichen Engagement 
im Bereich der öffentlichen Sicherheit untersucht. Dazu gehören Initiativen, die 
darauf abzielen, die Lebensqualität in einem bestimmten Viertel zu verbessern und 
antisoziales Verhalten oder mangelnde Sicherheit durch ein höheres Maß an sozialem 
Zusammenhalt zu verringern. Solche Aktivitäten können zwar nur gefördert werden, 
ihre Auswirkungen sind jedoch in der Regel nicht so weitreichend wie Initiativen, 
die sich auf die öffentliche Sicherheit beziehen. Bürgerinnen und Bürger können 
zum Beispiel eine Veranstaltung organisieren, bei der sich Nachbarn kennen lernen, 
ohne dass es einer großen Beteiligung oder Regulierung durch die Regierung bedarf. 
Wenn jedoch dieselben Bürgerinnen und Bürger auf der Straße patrouillieren oder 
Präventionsberatung anbieten möchten, ist es sehr wichtig, dass sie von einer 
Autoritätsperson geschult und überwacht werden.2

Daher bietet diese Toolbox einen Überblick über die verschiedenen Arten von Initiativen 
für gesellschaftliches Engagement, die geschaffen werden können, sowie über 
die damit verbundenen Herausforderungen, die sie behindern können. Ziel ist es, 
politische Entscheidungsträger und andere Fachkräfte, die mit Freiwilligen arbeiten, 
über die häufigsten Fallstricke zu informieren und zu unterstützen. Aus diesem 
Grund enthält das letzte Kapitel der Toolbox praktische Leitlinien, die politischen 
Entscheidungsträgern bei der Entwicklung von Initiativen für gesellschaftliches 
Engagement helfen können, um auf einen verbesserten Rahmen für gesellschaftliches 
Engagement hinzuarbeiten.
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01
Gesellschaftliches 
Engagement in all 
seinen Formen 

Die EU-Mitgliedstaaten erkennen 
zunehmend die Bedeutung 

der Bürgerbeteiligung in ihren 
Gesellschaften an, da sie das Vertrauen 
und den sozialen Zusammenhalt stärken 
und ein sichereres Umfeld schaffen 
kann.3 Aus diesem Grund gehen immer 
mehr Regierungen zu einem integrierten 
Sicherheitskonzept über, das die 
Zusammenarbeit mit verschiedenen 
Akteuren, z. B. den Bürgerinnen und 
Bürgern, einschließt.4 

6



Dies ist kein neues Phänomen, und die Einbeziehung von Freiwilligen aus der 
Bevölkerung ist in einigen Sektoren sehr verbreitet. In vielen Ländern sind die 
Feuerwehren beispielsweise in hohem Maße auf Freiwillige angewiesen, um ihre Zahl 
und Unterstützung bei Notfällen zu erhöhen. In anderen Bereichen ist ihre Inklusion 
jedoch nicht immer so einfach.5 Wenn es um Sicherheit und Prävention geht, wird 
von den Bürgerinnen und Bürgern häufig eine aktive oder passive Mitarbeit erwartet. 
Die lokalen Behörden versuchen zum Beispiel, die Menschen zu ermutigen, indem 
sie ihr Engagement in Nachbarschaftswachen fördern.6 Dennoch ist das Konzept 
des gesellschaftlichen Engagements in einigen Fällen auch zu einem „Modewort‟ 
geworden, und viele Behörden definieren das Konzept auf unterschiedliche Weise.7 

Gesellschaftliches Engagement ist ein partizipatorischer Ansatz, der sich auf die 
Möglichkeit, die Fähigkeit und die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger bezieht, 
gemeinsam auf langfristige politische und gesellschaftliche Veränderungen 
hinzuarbeiten (z. B. eine sicherere Gesellschaft, soziale Eingliederung oder eine 
vorurteilsfreie Gesellschaft). Es dient sowohl als Ziel als auch als Instrument, um 
Gemeinschaften in die Lage zu versetzen, an sozialen und verhaltensbezogenen 
Aktivitäten von Anfang (d. h. Festlegung von Prioritäten) bis Ende (d. h. Durchführung 
von Öffentlichkeitsarbeit) teilzunehmen.8 Die Bürgerinnen und Bürger werden daher 
als Koproduzenten der öffentlichen Sicherheit betrachtet, die durch viele Formen der 
direkten Beteiligung oder des indirekten Engagements tätig werden. Im Allgemeinen 
fallen dabei zuerst Überwachungsmaßnahmen ein, bei denen die Öffentlichkeit 
als zusätzliche Augen und Ohren für die Polizei fungiert. Das gesellschaftliche 
Engagement kann jedoch viel umfassender sein, indem es sich unter anderem auch mit 
den grundlegenden Problemen innerhalb eines Viertels befasst.9 

Damit Initiativen für das gesellschaftliche Engagement wirksam sein können, müssen 
jedoch mehrere Faktoren berücksichtigt werden. Erstens kann ein gesellschaftlicher 
Wandel nicht durch ein kurzfristiges Ad-hoc-Projekt erreicht werden, das nicht in 
die lokalen Bedürfnisse eines Viertels eingebettet ist. Die Bürgerinnen und Bürger 
müssen in der Lage, willens und motiviert sein, Veränderungen mitzugestalten oder 
Probleme anzugehen, die sie für wichtig halten.10 Zweitens sollte das gesellschaftliche 
Engagement darauf abzielen, mit ihnen zusammenzuarbeiten und sie zu befähigen, 
anstatt sie lediglich zu informieren oder um Beiträge zu bitten. Dies kann erreicht 
werden, indem man den Bürgerinnen und Bürgern zuhört, die Eigenverantwortung 
der Gemeinschaft stärkt und repräsentative Interessengruppen einbezieht.11 
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Schließlich spielen verschiedene Akteure eine wichtige Rolle bei der Förderung 
des gesellschaftlichen Engagements. Die häufigsten Partner sind die nationalen 
und/oder lokalen Regierungen sowie die Strafverfolgungsbehörden. Je nach 
Schwerpunktbereich sollten jedoch auch andere Akteure einbezogen werden, z. B. 
Sportvereine, Gemeindezentren und lokale Unternehmen. Es ist daher wichtig, dass 
diese Akteure ihre Ziele und Erwartungen aufeinander abstimmen, um erfolgreich zu 
sein.12  

Gesellschaftliches Engagement kann als ein Mittel betrachtet werden, mit dem sowohl 
Behörden als auch Bürgerinnen und Bürger zusammenarbeiten und Veränderungen in 
ihren Stadtvierteln ermöglichen. Dennoch fehlt es derzeit an Erkenntnissen darüber, 
welche Ansätze am wirksamsten sind, um ein erfolgreiches gesellschaftliches 
Engagement zu erreichen.13 

Typologie 
Es gibt viele Formen des gesellschaftlichen Engagements, je nach Umfang, Zweck, 
Absicht und Ebene der Vereinbarung.14 Eine bahnbrechende Veröffentlichung zu 
diesem Thema ist Arnsteins Typologie der Bürgerbeteiligung. Diese Typologie wird 
als Leiter dargestellt, die aus acht ansteigenden Stufen der Beteiligung besteht, die 
von der Nichtbeteiligung bis zur Macht der Bürgerinnen und Bürger reichen, und sie 
wurde seitdem vielfach übersetzt und reproduziert.15 Diese Toolbox verwendet eine 
vereinfachte Version der von Edelenbos und Monnikhof entwickelten Beteiligungsleiter, 
die aus fünf statt acht Stufen besteht. Je höher die Stufe, desto mehr Einfluss haben 
die Bürgerinnen und Bürger. Die fünf Stufen werden im Folgenden erläutert (siehe 
Abbildung 1).16 

» 1.   �Informieren. Die erste Stufe, das „Informieren‟, bezieht sich auf jeden einseitigen 
Informationsfluss, jede Autorität und jeden Input.17 Wenn man über Arnsteins 
Modell nachdenkt, ist „Informieren‟ eine minimale Form des Engagements, da es 
im Allgemeinen darin besteht, dass eine Stadt (Verwaltung) die Öffentlichkeit 
informiert.18 In der Regel wird dies eingesetzt, um die Transparenz der Regierung 
zu erhöhen, indem die Bürgerinnen und Bürger über Entscheidungen informiert 
werden. Eine wirksame, gezielte Kommunikation kann jedoch auch zu einem 
Engagement der Bürgerinnen und Bürger führen, indem sie beispielsweise dazu 
ermutigt werden, Maßnahmen zum Schutz vor Einbrüchen zu ergreifen, die auf 
einer Nachbarschaftsversammlung vorgestellt wurden.19 In der Praxis lässt sich 
feststellen, dass die meisten Beispiele für gesellschaftliches Engagement in diese 
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Kategorie fallen, da die meisten dieser Initiativen von oben nach unten konzipiert, 
organisiert oder geregelt werden.

» 2.   �Konsultation. Auf der zweiten Stufe, der „Konsultation‟, wird von den 
Entscheidungsträgern und anderen Akteuren bei der Festlegung von Strategien 
und Aktivitäten ein grundlegendes Maß an öffentlichen Beiträgen berücksichtigt. 
Das Element der Konsultation ermöglicht es den Bürgerinnen und Bürgern, 
ihre Meinung zu äußern, und bietet den Behörden die Möglichkeit, alternative 
Sichtweisen zu berücksichtigen, auch wenn die Beteiligung wiederum begrenzt 
bleibt, da dieser Beitrag der Bürgerinnen und Bürger nicht bindend ist. Es handelt 
sich also lediglich um den ersten Schritt zu einer „vollständigen‟ Beteiligung.20 

» 3.   �Beratung. Die dritte Stufe, die „Beratung‟, ist der Prozess, in dem die Öffentlichkeit 
die Möglichkeit hat, einen Beitrag zu leisten (d. h. Probleme zu äußern, Ideen zu 
formulieren oder Lösungen anzubieten), der von den Behörden berücksichtigt 
wird. Auch wenn die Entscheidungsträger diese Einbeziehung begrüßen mögen, 
bedeutet dies nicht, dass alle Vorschläge automatisch umgesetzt werden.21 
Dies ist die erste Stufe, auf der der Öffentlichkeit ein gewisses Maß an Macht 
eingeräumt wird, auch wenn es den Entscheidungsträgern überlassen bleibt, ob 
sie dies nutzen.

» 4.   �Koproduktion. Die vierte Stufe, die „Koproduktion‟, setzt voraus, dass sich 
Entscheidungsträger und Öffentlichkeit gemeinsam auf die politische Agenda und 
die Planung von Aktivitäten einigen. Bei dieser Art der Beteiligung wird die Macht 
neu verteilt, da die politische Ebene verpflichtet ist, den Beitrag der Bürgerinnen 
und Bürger bei der endgültigen Entscheidungsfindung zu berücksichtigen. 
Um eine funktionierende Form der Koproduktion zu erreichen, ist daher ein 
gutes Verständnis der Bedürfnisse und Muster innerhalb einer Gemeinschaft 
erforderlich.22 

» 5.   �Mitentscheidung. Die „Mitentscheidung‟ schließlich ermöglicht die volle 
Macht der Bürgerinnen und Bürger, da die Öffentlichkeit für die Entwicklung 
der Politik oder die Durchführung von Maßnahmen zuständig ist, während die 
Entscheidungsträger die Bedingungen vorgeben und Ratschläge erteilen, so dass 
es sich um eine Bottom-up-Methode der Selbstverwaltung handelt.23  
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Abbildung 1: Fünf Stufen des gesellschaftlichen Engagements.

An dieser Typologie gibt es einige berechtigte Kritikpunkte. Erstens ist es wichtig 
zu betonen, dass ein geringeres Maß an Engagement, wie z. B. die Information der 
Bürgerinnen und Bürger, nicht per se negativ oder schädlich ist. In der Realität wollen 
oder müssen nicht alle Gesellschaften die Mitbestimmung der Bürgerinnen und Bürger 
einfordern, und in bestimmten Situationen kann die Information der Bürgerinnen und 
Bürger ausreichend sein. Darüber hinaus kann diese Typologie auch als Abfolge dienen, 
bei der der erste Schritt darin besteht, die Bürgerinnen und Bürger über neue politische 
Maßnahmen zu informieren, z. B. über die sozialen Medien, woran sich ein Dialog über 
die Umsetzung dieser Maßnahmen anschließt.24 Eine andere Kritik besagt, dass fünf 
Kategorien nicht ausreichen, um die Komplexität der Gesellschaft und die bestehende 
Machtdynamik darzustellen. Deshalb ist es wichtig, diese Typologie als Spektrum zu 
verwenden und auch andere Klassifizierungen einzubeziehen, wie z. B. den Bereich, 
an dem Gemeinschaften teilnehmen können. Im Folgenden werden sieben Bereiche im 
Bereich der Prävention genannt, in denen sich die Bürgerinnen und Bürger engagieren 
können. 
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1. Überwachung
Die Überwachung durch die Bürgerinnen und Bürger ist wahrscheinlich die bekannteste 
und am weitesten verbreitete Form des gesellschaftlichen Engagements. Es gibt 
verschiedene Formen der aktiven und passiven Überwachung durch die Bürgerinnen 
und Bürger, wie z. B. die Nachbarschaftswache. Eine Nachbarschaftswache ermutigt 
die Bürgerinnen und Bürger, die Häuser ihrer Nachbarn im Auge zu behalten und 
verdächtige Aktivitäten untereinander oder in manchen Fällen auch den Behörden zu 
melden. Sie können auch eine aktivere Rolle übernehmen, wenn die Bürgerinnen und 
Bürger in ihrer Nachbarschaft Sicherheitspatrouillen organisieren. In diesem Fall geht 
es darum, öffentliche Belästigungen zu verhindern und das Sicherheitsgefühl der 
Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen.25 

Dessen ungeachtet lässt sich nicht eindeutig feststellen, ob es einen Zusammenhang 
zwischen dem Vorhandensein von Nachbarschaftswachen und niedrigeren 
Kriminalitätsraten und einem größeren Sicherheitsgefühl gibt. Dies liegt daran, dass 
in Gegenden, in denen es eine Nachbarschaftswache gibt, die Wahrscheinlichkeit 
höher ist, dass man sich unsicherer fühlt. Außerdem ist es in derselben Nachbarschaft 
wahrscheinlicher, dass Bürgerinnen und Bürger, die an solchen Initiativen beteiligt sind, 
diese auch melden, als diejenigen, die nicht daran beteiligt sind. Dies könnte darauf 
zurückzuführen sein, dass bestimmte Bürgerinnen und Bürger solche Gefühle eher 
empfinden (z. B. aufgrund ihres höheren Alters) und folglich eher geneigt sind, sich an 
einer Nachbarschaftswache zu beteiligen.26 Trotz dieser gemischten Auswirkungen 
besteht ein positiver Aspekt darin, dass Nachbarschaftswachen offenbar mit einer 
verbesserten Resilienz und einem stärkeren Zusammenhalt sowie einer größeren 
Zufriedenheit der Anwohner mit der Arbeit der örtlichen Polizei verbunden sind. 
Dieser Effekt ist zu erwarten, da sich die Bürgerinnen und Bürger wahrscheinlich 
solchen Initiativen anschließen werden, um ihre Nachbarschaft zu unterstützen 
und mit Gleichgesinnten in Kontakt zu kommen. Es stellt sich daher die Frage, ob 
die Nachbarschaftswache den lokalen Zusammenhalt stärkt oder ob eine intakte 
Nachbarschaft einer wirksamen Nachbarschaftswache förderlicher ist.27

Ein weiteres Beispiel sind Ordner. Im Allgemeinen spielen Ordner eine wichtige Rolle 
bei der Überwachung und Steuerung von Menschenmengen, der Durchführung 
von Sicherheitsmaßnahmen und der Zusammenarbeit mit der Polizei und den 
Rettungsdiensten bei Großveranstaltungen. Dies ist insbesondere bei Fußballspielen 
der Fall, bei denen Ordner zur Aufrechterhaltung der Ordnung eingesetzt werden. 
Zwar können Fußballvereine sowohl Strafverfolgungsbehörden als auch private 
Sicherheitsdienste einsetzen, doch viele verlassen sich auf Freiwillige, die diese 
Aufgabe übernehmen. Die Idee ist, dass diese Freiwilligen im und um das Stadion 
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herum platziert werden können, sich mit den Fans vertraut machen und, wenn nötig, 
riskante Situationen schnell einschätzen und Hilfe anfordern können. Aufgrund 
des zunehmenden Drucks auf die Ordner, z. B. durch die zunehmende Gewalt in 
den Stadien, ziehen sich viele von ihnen zurück, greifen weniger ein oder ignorieren 
bestimmte Aktionen aus Angst vor einer Eskalation. 

2. Erkennung
Erkennung bedeutet, dass die Bürgerinnen und Bürger den Behörden helfen, 
antisoziales Verhalten erkennen und/oder zu melden. Auch die Nachbarschaftswachen 
fallen teilweise in diese Kategorie, da die Bürgerinnen und Bürger ihre Entdeckungen 
oft direkt bei der zuständigen lokalen Behörde melden können, in der Regel bei einer 
Kontaktstelle der Polizei oder der Stadtverwaltung. 

Zum gesellschaftlichen Engagement im Rahmen der Erkennung gehören auch 
die Freiwilligen der Polizei. Es handelt sich dabei um Bürgerinnen und Bürger, die 
die örtlichen Polizeibeamten bei ihrer Arbeit unterstützen, indem sie zusätzliche 
Aufgaben übernehmen, z. B. die Erledigung von Schreibarbeiten, die Überwachung 
der Videoüberwachung oder die Besetzung des Empfangsbereichs. Manchmal 
übernehmen sie aber auch einen Teil ihrer polizeilichen Aufgaben. In den Niederlanden 
beispielsweise werden freiwillige Beamte an vorderster Front eingesetzt, die im 
Großen und Ganzen die gleichen rechtlichen Befugnisse haben wie ihre Kollegen von 
der Polizei und die gleiche Uniform tragen.28 

Ein weiteres Beispiel sind die vielen Erkennungs-Apps, die den Bürgerinnen und 
Bürgern zur Verfügung stehen. Diese Apps dienen der Meldung von Straftaten 
oder antisozialem Verhalten, können aber auch von den Bürgerinnen und Bürgern 
genutzt werden, um praktische Missstände wie schlechte Straßen oder defekte 
Straßenlampen zu melden. Safer Cities ist eine internationale Plattform, auf der 
Bürgerinnen und Bürger anonym Vorfälle von sexueller Belästigung melden können. 
Es handelt sich zwar nicht um eine Hotline, aber die Städte erhalten einen Überblick 
über die Anzahl der Vorfälle oder darüber, ob es bestimmte Brennpunkte gibt. Diese 
Informationen können von den Behörden genutzt werden, um die Politik oder künftige 
Maßnahmen zu gestalten.29 
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3. Pflege des öffentlichen Raums
Eine gängige Praxis in der Kategorie „Pflege des öffentlichen Raums‟ ist 
die Organisation von Gemeinschaftsbudgets. Dabei handelt es sich um 
Finanzierungsmöglichkeiten, die speziell auf die Verbesserung der Lebensqualität in 
bestimmten Gebieten ausgerichtet sind. Ihr Ziel ist es, die Bürgerinnen und Bürger 
zur Verantwortung zu ziehen und ihre Perspektive in die Entscheidungsprozesse 
einzubeziehen. In der Praxis werden auch andere Fachkräfte, z. B. kommunale Beamte 
oder Berater, zur Unterstützung des Prozesses hinzugezogen.30 Ein konkretes 
Beispiel ist People Powered Places, eine Bürgerbudgetinitiative in London, bei der acht 
Stadtteile einen begrenzten Betrag erhalten, um Verbesserungen in ihrem Umfeld 
vorzunehmen.31 

4. Konfliktmediation
Das bekannteste Beispiel für Konfliktmediation ist die Nachbarschaftsmediation. Sie 
hilft Bürgerinnen und Bürgern (oft Nachbarn), ihre Kommunikation zu verbessern und 
damit Probleme zu lösen. Ausgebildete und ehrenamtliche Mediatoren leiten den 
Mediationsprozess zwischen zwei oder mehreren Parteien, indem sie zuhören, den 
Konflikt verstehen und einen Raum schaffen, in dem alle Parteien zusammenkommen 
und versuchen können, das Problem zu lösen. Die Schlüsselstrategie besteht darin, 
dass die Mediatoren nicht selbst Lösungen anbieten, sondern die Parteien ermutigen, 
Probleme proaktiv anzugehen und die Verantwortung auf die Bürgerinnen und Bürger 
selbst übertragen. Diese Methode ist vor allem bei „einfachen‟ Irritationen oder 
Konflikten des täglichen Lebens anwendbar, die nicht in den Zuständigkeitsbereich 
der Polizei (z. B. bei Parkverstößen) oder der Gemeindeverwaltung (z. B. überhängende 
Bäume) fallen.32 

Schlüsselfaktoren für eine erfolgreiche Bürgermediation sind, dass die Mediation 
von den und für die Bürgerinnen und Bürger durchgeführt wird, d. h., dass sie frei, 
zugänglich und auch unabhängig ist, ohne dass offizielle Stellen ein Machtgefälle 
durchsetzen. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist, dass die Mediatoren geschult sind, 
so dass sie unparteiisch und professionell handeln können, während alle Gespräche 
vertraulich sind. In den Niederlanden beispielsweise bietet das Niederländische 
Zentrum für Verbrechensverhütung und Sicherheit eine Grundausbildung 
für Mediatoren sowie eine Qualitätszertifizierung für spezielle Initiativen zur 
Nachbarschaftsmediation an. Außerdem legen sie einen jährlichen Benchmarking fest 
und organisieren Konsultationssitzungen zwischen den Vermittlern.33 Daraus ergibt 
sich, dass Nachbarn oft ihre eigenen Lösungen für Konflikte finden, ohne dass es zu 
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einem Gespräch zwischen ihnen kommen muss. Konfliktmediation kann daher zu einer 
besseren Verbindung zwischen Nachbarn beitragen, was langfristig zu einer höheren 
Lebensqualität führen kann, und sie spart wertvolle Zeit und Ressourcen für die 
örtlichen Polizeieinheiten.34

5. Kontaktförderung
Kontaktförderung oder kontaktaufnehmende Bürgerarbeit findet statt, wenn 
Bürgerinnen und Bürger mit bestimmten oder marginalisierten Gruppen in der 
Gesellschaft in Kontakt treten, z. B. mit Jugendlichen oder Obdachlosen.35 Ein solches 
Beispiel ist das Projekt Neighbourhood, eine schwedische Initiative, die sich auf die 
Entwicklung junger Menschen bis ins Erwachsenenleben konzentriert. Ziel ist es, 
Jugendliche durch das Setzen erreichbarer Ziele (z. B. Schulabschluss und Erlernen 
einer neuen Fertigkeit) zu motivieren, um positive Langzeiteffekte zu erzielen.36 Der 
Wert des Einsatzes von Bürgerinnen und Bürgern in solchen Initiativen liegt in der 
Motivation, denn es geht darum, diesen Menschen auf freiwilliger Basis zu helfen, 
wodurch die Jugendlichen das Gefühl bekommen, dass sie eher als Menschen, denn als 
Klienten behandelt werden. 

Es gibt auch viele Freiwillige, die in Einrichtungen der Strafjustiz, wie z. B. Gefängnissen, 
tätig sind. Nach Zahlen aus dem Jahr 2019 ist die Zahl der ehrenamtlichen Mitarbeiter in 
der Strafjustiz in England und Wales größer als die Zahl der Mitarbeiter im Strafvollzug 
und in der Bewährungshilfe. Das bedeutet, dass diese Dienste sehr stark auf den 
Beitrag von Freiwilligen angewiesen sind. Ihre Eingliederung ist insofern positiv, als 
sie „Menschlichkeit‟ in die Gefängnisse bringen, indem sie die Gefangenen besuchen, 
Freizeit- oder Mentorenprogramme organisieren oder Unterstützung beim Zugang 
zu Gemeinschaftsressourcen leisten.37 Dennoch sollte man sich fragen, inwieweit 
diese Initiativen die öffentliche Verantwortung in die Hände der Bürgerinnen und 
Bürger legen und ob dies dem politischen Handlungsbedarf entgegenwirkt, weil es die 
Aufmerksamkeit von Problemen wie der Unterbesetzung ablenkt. Es kann festgestellt 
werden, dass in vielen Ländern dringend notwendige Gefängnisreformen von den 
politischen Entscheidungsträgern ignoriert werden, möglicherweise weil Alternativen 
wie gesellschaftliches Engagement ihre Dringlichkeit verringern.38 
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6. Vermittlung von Informationen
Die Vermittlung von Informationen ist eine weit gefasste Kategorie. Sie umfasst 
sowohl den Informationsaustausch zwischen Bürgerinnen und Bürgern untereinander 
als auch zwischen Behörden und Bürgerinnen und Bürgern. Beispiele hierfür sind: 
(Online-)Nachbarschaftsplattformen, Expertengruppen und Bürger- oder Peer-
Education-Initiativen.39 Peer-Education-Initiativen umfassen bestimmte Mitglieder der 
Gesellschaft, die angeworben und geschult werden, um das Bewusstsein, das Wissen 
und die Einstellungen ihrer Altersgenossen zu verbessern und/oder zu beeinflussen. 
Sie werden vor allem bei sozialen Interventionen eingesetzt, z. B. bei Drogenmissbrauch 
oder Mobbing, bei denen die Interaktion von Gleichaltrigen und Umstehenden eine 
wichtige Rolle spielt.40 

Sie umfasst aber auch den Informationsaustausch zwischen Behörden und 
Bürgerinnen und Bürgern. Ein Beispiel dafür sind die Präventionsberater. In Belgien gibt 
es Berater für Diebstahlprävention, die Einbruchsopfer in ihren Wohnungen aufsuchen, 
um eine Nachbetreuung anzubieten und praktische Ratschläge zur Vermeidung 
einer erneuten Viktimisierung zu geben. Diese Aufgabe wird von Fachkräften (z. B. 
örtlichen Polizeibeamten) wahrgenommen, aber auch Freiwillige werden zunehmend 
für diese Aufgabe ausgebildet.41 In ähnlicher Weise werden in den Vereinigten 
Staaten Schulungen zur Erkennung von Kindesmissbrauch und -vernachlässigung für 
nichtmedizinisches Personal, das mit Kindern arbeitet (z. B. Lehrer), angeboten, um 
ihre Fähigkeit, Missbrauch zu erkennen, und ihr Vertrauen, potenzielle Fälle zu melden, 
zu verbessern. Pädiatrische Gesundheitsdienstleister und Schulkrankenpflegekräfte 
eignen sich am besten für die Durchführung solcher Schulungen, da sie oft enge 
Verbindungen zu ihren lokalen Gemeinschaften haben.42 

7. Politische Einflussnahme
Politische Einflussnahme ist jeder Mechanismus, bei dem die Öffentlichkeit in 
jeglicher Form Einfluss auf lokale Entscheidungsstrukturen hat. Beispiele hierfür sind 
Initiativen oder Instrumente, mit denen die Bürgerinnen und Bürger ihre Meinungen 
und Wahrnehmungen äußern können, wie z. B. eine Nachbarschaftsumfrage oder ein 
Sicherheitsmonitor. Dies kann ein wirksames Instrument sein, um die Bürgerinnen 
und Bürger in die lokale Verwaltung einzubeziehen, was zu mehr Legitimität führen 
kann, da sie die Prioritäten mitgestalten können.43 Wenn jedoch nichts mit dem 
Input der Bürgerinnen und Bürger geschieht, werden die Menschen das Interesse 
verlieren und sich nicht mehr beteiligen.44 Dennoch ist es durchaus üblich, dass die 
Behörden die Öffentlichkeit konsultieren, z. B. im Rahmen von Nachbarschaftstreffen 
und öffentlichen Anhörungen. Diese Anhörungen werden oft als Verpflichtung für die 
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politischen Entscheidungsträger angesehen, um zu zeigen, dass sie ihren Bürgerinnen 
und Bürgern zugehört haben, doch in Wirklichkeit wird sehr wenig daraus gemacht.45 

Eine weitere Methode ist der Einsatz von Bürgerbeiräten. Diese Gremien werden in 
die Entwicklung, Überarbeitung und Umsetzung von Politiken, Präventionsstrategien 
und Aktionen einbezogen, wie z. B. die Unterstützung bei der Neuorganisation 
eines Viertels. Ihr Ziel ist es, die Öffentlichkeit als gleichberechtigten Partner in die 
politischen Entscheidungsprozesse einzubeziehen. In der Folge können sie die 
Transparenz und Legitimität der politischen Verfahren erhöhen und das Verständnis 
der Bürgerinnen und Bürger für die lokale Verwaltung verbessern.46 Dies wird jedoch 
nur dann wirklich der Fall sein, wenn der Bürgerbeirat als gleichberechtigt mit den 
entsprechenden Entscheidungsträgern wahrgenommen wird. Andernfalls könnte 
die Initiative auch das Misstrauen der Bürgerinnen und Bürger steigern und das 
Engagement der Gemeinschaft verringern.47 

Ein weiteres Beispiel sind Initiativen zur Verwaltung von Vierteln (wie Buurt Bestuurt 
in den Niederlanden). Es handelt sich dabei um Foren, die eine geleitete Beratung 
ermöglichen, bei der die Bürgerinnen und Bürger (grundlegende) Sicherheitsziele 
priorisieren können. Sie dienen als Instrument zur Schaffung eines gemeinsamen 
Rahmens zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und der politischen Ebene. Um 
realistische Ziele zu erreichen, sollte die Initiative Bewohner, Fachkräfte (z. B. Vertreter 
der Polizei oder der Stadtverwaltung), die eine koordinierende Rolle übernehmen, und 
andere relevante Interessengruppen (z. B. Wohnungsbaugesellschaften oder lokale 
Unternehmensräte) einbeziehen. In manchen Fällen interessieren sich die Mitarbeiter 
vor Ort nicht für solche Foren, weil ihre Arbeitsbelastung bereits hoch ist oder sie 
eher operative Tätigkeiten bevorzugen. Infolgedessen ist es möglich, dass dies eine 
Vertiefung der Gespräche, die Konzentration auf sensible Themen und den Umgang mit 
unterschiedlichen Auslegungen verhindert.48 
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02
Häufige 
Herausforderungen 

Gesellschaftliches Engagement ist nicht automatisch 
oder bedingungslos für jede Situation geeignet. 

Bei technischen oder komplexen Angelegenheiten, 
wie z. B. der Bekämpfung von Gruppen der 
organisierten Kriminalität, ist es möglicherweise 
nicht wünschenswert, zu viele Befugnisse an die 
Öffentlichkeit zu übertragen.49 Darüber hinaus 
gibt es verschiedene Herausforderungen im 
Zusammenhang mit dem Konzept und der Umsetzung 
des gesellschaftlichen Engagements. Dies ist sinnvoll, 
da die Bürgerinnen und Bürger im Bereich der 
öffentlichen Sicherheit sowohl als Problem als auch als 
Lösung betrachtet werden. Bestimmte Gruppen in der 
Bevölkerung sind häufig für Straftaten und öffentliche 
Belästigungen verantwortlich, doch gleichzeitig 
erwartet die Regierung von der Öffentlichkeit, dass sie 
gegen dieses Verhalten vorgeht.50 
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Dieses Problem hängt teilweise mit dem Schwerpunktbereich zusammen. Neben 
der öffentlichen Sicherheit gibt es verschiedene Bereiche, in denen die Bürgerinnen 
und Bürger ermutigt werden, Initiativen zu ergreifen. So können beispielsweise die 
Bewohner eines Viertels problemlos Aktivitäten zur Förderung der Lebensqualität 
in diesem Gebiet ins Leben rufen, ohne dass dafür strenge Absprachen mit der 
örtlichen Stadtverwaltung erforderlich sind. Dieselben Bürgerinnen und Bürger können 
jedoch keine Sanktionsgewalt ausüben, ohne dass sie staatlich reguliert oder gar 
geschult wurden.51 Eine zweite Schwierigkeit ist die Tatsache, dass die Wirksamkeit 
des gesellschaftlichen Engagements häufig in Frage gestellt wird. Während von 
Initiativen des gesellschaftlichen Engagements erwartet wird, dass sie den sozialen 
Zusammenhalt, das Vertrauen und die politische Effizienz verbessern, führen sie häufig 
zu Frustration, Spannungen und Entfremdung. Darüber hinaus dürften die positiven 
Auswirkungen nur für eine kleine Zahl von Bürgerinnen und Bürgern spürbar sein, was 
den Kosten-Nutzen-Charakter für die Gesellschaft schmälert.52 

In diesem Kapitel werden vier wesentliche Herausforderungen im Zusammenhang 
mit der Anwerbung, der Organisation und der Repräsentativität von Initiativen zum 
gesellschaftlichen Engagement erörtert. 

Hürden bei der Anwerbung 
Es gibt verschiedene Gründe, warum sich Freiwillige in ihrem Viertel engagieren 
möchten. In vielen Fällen möchten sie der Gemeinschaft etwas zurückgeben, zum 
Beispiel durch die Bekämpfung von Belästigungen oder die Verbesserung der 
Lebensqualität. Ein weiterer Grund sind ihre eigenen Interessen, denn sie möchten 
neue Fähigkeiten erlernen, neue Menschen kennen lernen und Erfahrungen sammeln.53 
Deshalb ist die Anwerbungsphase ein wichtiger Schritt, der bei jeder Bürgerinitiative 
zu berücksichtigen ist. Das Anwerbungs- und Zusammensetzungsverfahren sowie die 
Verteilung von Aufgaben und Tätigkeiten können zu Reibungen führen. Außerdem wird 
ein unfaires Anwerbungsverfahren, bei dem bestimmte Gruppen ignoriert werden, eine 
noch größere Kluft verursachen.54 

Die Art der gewählten Anwerbungsstrategie sollte von der Art der Initiative, der 
Art der benötigten Freiwilligen und den verfügbaren Ressourcen für die Anwerber 
abhängen. Im niederländischen Beispiel der Konfliktmediatoren wurden Freiwillige 
durch das Verteilen von Flugblättern von Haus zu Haus, durch lokale Medien (z. B. 
Nachrichten in der Zeitung) und durch von der Gemeindeverwaltung organisierte 
Informationsveranstaltungen angeworben.55 Im Falle von Bürgerbeiräten könnte es 
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jedoch von Vorteil sein, wenn sie gewählt werden.56 

Die gewählte Anwerbungsstrategie kann mitunter sogar die Wirksamkeit einer 
Initiative beeinflussen. Zur Veranschaulichung: In bestimmten Situationen ist es 
von Bedeutung, ob die Freiwilligen auf freiwilliger Basis oder durch Nominierung 
angeworben werden. Dieser Unterschied wurde im Rahmen der Anwerbungsphase 
des NoTrap! Anti-Mobbing-Programm für Peer Educators getestet. Dieses Programm 
zielt darauf ab, die Viktimisierung durch Mobbing zu reduzieren, indem es das 
Verteidigungsverhalten von Umstehenden fördert. Sie fanden heraus, dass die 
freiwillige Anwerbung zu Peer Educators mit unterschiedlichen Eigenschaften und 
Persönlichkeiten führte, während die Nominierung durch die Peers dazu führte, dass 
die beliebtesten Mitschüler ausgewählt wurden. Folglich ging die Mobbingprävalenz 
bei allen Schülern in den freiwillig rekrutierten Klassenräumen zurück, während sie in 
den nominierten Klassenräumen stabil blieb. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die 
nominierten Peer Educators nicht in der Lage waren, eine Veränderung des Verhaltens 
und der Handlungen herbeizuführen, während dies den freiwilligen Peers gelang. Diese 
Studie zeigt, dass es nicht ausreicht, nur mit Peers zu arbeiten, sondern dass die 
Anwerbungsstrategie und der Umsetzungsprozess gut durchdacht sein müssen, um 
effektiv zu sein. In diesem speziellen Kontext war eine objektive Anwerbungsstrategie 
der Schlüssel für das Funktionieren des von Peers geleiteten Programms.57

Viele europäische Länder haben spezielle Regelungen für bestimmte Arten von 
Freiwilligen aus der Bevölkerung. Die An Garda Síochána in Irland hat beispielsweise 
eine Strategie für die Ernennung von Reserve-Gardas (d. h. freiwillige Bürgerinnen und 
Bürger bei der Polizei), die auf deren Bildungsabschlüssen, Charakter und Alter basiert. 
Sie bietet einen Fahrplan für die Bereitstellung eines gemeinschaftsorientierten 
Polizeidienstes, die Förderung der Vielfalt und die Gewährleistung eines lohnenden 
Engagements für die Freiwilligen. Die Strategie konzentriert sich auf sechs Ziele (z. B. 
Ausbildung, Einsatz und Governance) und setzt klare Ziele, die in einen Aktionsplan 
eingebettet sind.58 

Organisatorische Hindernisse 
Organisatorische Unterstützung steht im Zusammenhang mit einem wirksamen 
gesellschaftlichen Engagement. Wenn die Verwaltungsebene diese Initiativen nicht 
unterstützt, werden die Beiträge der Bürgerinnen und Bürger wahrscheinlich nicht 
gehört, die Fachkräfte erhalten wenig Unterstützung bei der Zusammenarbeit mit den 
Freiwilligen und eine Vielzahl von Initiativen wird mit der Zeit verschwinden.59 
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Verschiedene Initiativen für gesellschaftliches Engagement entstehen spontan oder 
informell und werden von einigen wenigen motivierten Bürgerinnen und Bürgern 
oder Fachkräften durchgeführt, denen es oft an Unterstützung, Investitionen oder 
Ressourcen mangelt, was bedeutet, dass sie oft nur vorübergehend sind und nach 
einer Weile wieder verschwinden, weil die Menschen das Interesse verlieren oder nicht 
in der Lage sind, weiterzumachen.60 Eine starke, institutionell verankerte Initiative 
hat mehr Chancen, wirksam zu sein.61 Gleichzeitig kann der bürokratische Rahmen 
eine wirksame Beteiligung erschweren. Strenge Hierarchiestrukturen können z. B. 
vorgeschlagene Änderungen durch gesellschaftliches Engagement ablehnen. Es ist 
zwar weder möglich noch wünschenswert, alle Mandate und Verfahren abzuschaffen, 
aber es wird empfohlen, die Notwendigkeit einiger Prozesse zu überprüfen und 
alternative Maßnahmen zu entwickeln, die das gesellschaftliches Engagement 
erleichtern.62 

Bürgerengagement wird oft als Mittel für (lokale) Behörden gesehen, um Rechenschaft 
abzulegen und Transparenz zu fördern, unter anderem bei der Verwendung öffentlicher 
Mittel. Die öffentlichen Anhörungen, in denen solche Fragen erörtert werden, sind 
jedoch oft kurzfristig angelegt und lassen wenig Raum für die Perspektive der 
Bürgerinnen und Bürger. Diese Art von Alibibeteiligung, bei der eine Stadtverwaltung 
vorgibt, den Beitrag der Bürgerinnen und Bürger zu erbitten oder zu schätzen, wird 
am Ende scheitern.63 Die politischen Entscheidungsträger müssen die Beiträge der 
Bürgerinnen und Bürger aufgreifen, sonst halten sie ihre Beteiligung für sinnlos und 
steigen aus oder erscheinen gar nicht erst. Andererseits können die Bürgerinnen und 
Bürger aber auch ermüden, wenn sie zu oft einbezogen werden oder ihre Aufgabe zu 
anspruchsvoll wird. Es ist daher wichtig, dass die Beteiligung selektiv erfolgt.64

Ein weiteres wesentliches Element für ein wirksames gesellschaftliches Engagement 
sind fähige und motivierte Mitarbeiter vor Ort, die lokale Initiativen gestalten und/
oder vorantreiben, zumal es in vielen Ländern keinen formellen Rahmen für das 
gesellschaftliche Engagement gibt. Diese Praktiker müssen über besondere 
Fähigkeiten und ein Netzwerk verfügen, um die Zusammenarbeit mit Freiwilligen zu 
stärken. Dazu müssen sie sicherstellen, dass alle in die Initiativen einbezogen werden 
und dass alle Bemühungen ernst genommen werden, damit die Menschen nicht 
die Motivation verlieren. Gleichzeitig sollten sie andere Bürgerinnen und Bürger von 
Handlungen abhalten, die nicht mit dem allgemeinen Interesse der Gemeinschaft 
übereinstimmen. Dieselben Mitarbeiter vor Ort können auch zu einem Hindernis 
werden, wenn sie Regeln zu streng durchsetzen oder den Beiträgen der Freiwilligen 
wenig Beachtung schenken.65 Und schließlich ist das bürokratische System nicht das 
einzige Hindernis: Die Unterstützung durch die Führungskräfte in diesem Bereich ist 

20



Crafting 

Crafting bezieht sich auf die oft improvisierte Arbeitsweise, die 
Fachkräfte bei der Arbeit mit Initiativen zum gesellschaftlichen 
Engagement benötigen. Sie bezieht sich auf Fähigkeiten wie 
eine offene Haltung gegenüber institutionellen Regeln und die 
Verknüpfung verschiedener Erkenntnisse, um eine gemeinsame 
Basis zu finden, während gleichzeitig das Vertrauen und die 
Legitimität gegenüber allen Partnern gewahrt bleibt. Das Crafting von 
Bürgerinitiativen wird wahrscheinlich ein langfristiger Prozess von 
Versuch und Irrtum sein.67

ebenfalls von großer Bedeutung. Wenn der Vorgesetzte eines motivierten Mitarbeiters 
vor Ort nicht auf derselben Seite steht oder nicht die nötige Flexibilität zulässt, wird es 
sehr schwierig, Ressourcen zu gewinnen oder eine dauerhafte Wirkung zu erzielen.66

Die Vermittlung von Freiwilligen innerhalb einer Organisation ist auch mit 
bürokratischen Hürden verbunden. Wenn die Rollen und Verantwortlichkeiten von 
Freiwilligen nicht klar definiert sind, werden die Grenzen ihrer Autorität und ihre 
Stellung gegenüber anderen Bürgerinnen und Bürgern in der Gesellschaft unklar. Dies 
stellt sowohl für die breite Öffentlichkeit ein Problem dar, da sie nicht weiß, was sie von 
den Freiwilligen erwarten kann, als auch für die bezahlten Praktiker, da ihre Legitimität in 
Frage gestellt wird.68 

Auch wenn sich viele Freiwillige positiv über ihre Erfahrungen äußern, gibt es 
auch einige allgemeine Kritikpunkte, die bei vielen Bürgerinitiativen auftauchen. 
Dazu gehören: Verwirrung über ihre Position, die Autorität einer Initiative und ihre 
Koordinierungsstruktur, Diskrepanzen zwischen den Erwartungen an die Position 
und der Realität, das Gefühl, von der Berufskultur ausgeschlossen zu sein, sowie das 
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Gefühl, nicht ausreichend genutzt zu werden.69 Infolgedessen kann es schwierig 
werden, das Engagement der Bürgerinnen und Bürger auf Dauer aufrechtzuerhalten.70 
Diese Probleme führen häufig zu einem angespannten Verhältnis zwischen den 
Freiwilligen und den bezahlten Arbeitskräften. Ein Grund dafür ist, dass Freiwillige als 
Bedrohung für die Arbeitsplatzsicherheit angesehen werden können, da sie einen 
„kostenlosen‟ Ersatz für bezahlte Arbeit darstellen. Eine weitere Einschränkung 
besteht darin, dass Freiwillige möglicherweise nicht über die gleichen Fähigkeiten 
oder Befugnisse verfügen wie ihre professionellen Kolleginnen und Kollegen. All diese 
Schwierigkeiten können dazu führen, dass sie in der Arbeitswelt nicht akzeptiert 
werden.71 

Um einige dieser Herausforderungen zu bewältigen, sollten Fachkräfte ein 
Gleichgewicht zwischen Beratung und Kontrolle herstellen, insbesondere bei Bottom-
up-Initiativen. Wenn Bürgerinnen und Bürger anfangen, ihre eigenen Patrouillen zu 
organisieren, haben die Strafverfolgungsbehörden die Aufgabe, diese Aktivitäten 
zu überwachen und einzuschreiten, wenn Grenzen überschritten werden.72 Um die 
Rechenschaftspflicht zu wahren, sollten die Profile und Aufgaben der Mitarbeiter 
vor Ort besser auf die Position der Freiwilligen und das Gebiet, in dem sie tätig 
sind, abgestimmt werden. Sie müssen sich überlegen, worin die genaue Rolle des 
Mitarbeiters vor Ort besteht (Beobachten, Unterstützen oder Leiten), in welchem 
Gebiet er tätig ist (Stadtzentrum oder ein bestimmter Vorort) usw.73 Darüber hinaus 
ist ein umfassender rechtlicher Rahmen erforderlich, um durch klar definierte Rollen 
und Aufgaben eindeutige Grenzen der Verantwortlichkeit festzulegen. Ziel dieser 
Maßnahmen ist es, eine übermäßige Übertragung von staatlichen Aufgaben auf die 
Bürgerinnen und Bürger zu verhindern.74

Daraus lässt sich schließen, dass die Überwachung der Freiwilligen und die 
entsprechenden Managementstrukturen in den meisten europäischen Ländern 
erheblich verbessert werden müssen.75 Politische Rahmenbedingungen für 
die Bürgerbeteiligung erfordern rechtliche und politische Überlegungen, 
um ihre Transparenz zu gewährleisten und einen formalen Rahmen für die 
Rechenschaftspflicht in Bezug auf jedes Ehrenamt zu schaffen.76 Schließlich muss 
der Stellung der Freiwilligen vor der Gründung von Initiativen mehr Aufmerksamkeit 
gewidmet werden, ebenso wie der Art und Weise, wie diese Freiwilligen in die tägliche 
Arbeit einbezogen werden.77 
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Mangelnde Ausbildung 
Die Ausbildung ist ein entscheidendes Element des gesellschaftlichen Engagements, 
da unzureichend ausgebildete Freiwillige eine potenzielle Gefahr für sich selbst und 
ihre Umgebung darstellen. Deshalb sollten Freiwillige, die sich einer Bürgerinitiative 
anschließen, an einem Schulungskurs teilnehmen können. Je nach Art des 
Freiwilligen und der von ihm wahrgenommenen Aufgaben sollten unterschiedliche 
Schulungen angeboten werden. Freiwillige Polizeibeamte zum Beispiel nehmen 
manchmal dieselben Aufgaben wahr wie hauptamtliche Polizeibeamte und müssen 
daher ein gutes Verständnis für den Umfang und die Legitimität der polizeilichen 
Aufgaben haben.78 Dennoch fehlt es diesen Schulungen oft an kritischem Denken, 
Problemlösungskompetenz und aktuellen Inhalten, die auf die sich verändernde Rolle 
der Strafverfolgung in der Gesellschaft abgestimmt sind.79

Aus diesem Grund besteht ein Bedarf an umfassenden und rollen- sowie 
kontextspezifischen Schulungsmaterialien, um die Bürgerinnen und Bürger besser auf 
ihre ehrenamtliche Tätigkeit vorzubereiten. Das bedeutet, dass die Freiwilligen in den 
Beiräten zum Beispiel in den Bereichen Verfassungsgrundsätze, Sitzungstechniken, 
Konfliktmanagement und Teamarbeit geschult werden, um eine wirksame Beteiligung 
an der Verwaltung zu gewährleisten. Freiwillige der Polizei benötigen Kenntnisse über 
Einsatzprotokolle, Rechtsgrundlagen und körperliches Training, während Mediatoren 
sich eher auf soziale Kompetenzen wie aktives Zuhören und ermutigendes, aber 
unparteiisches Handeln konzentrieren werden.80 

Auch die Durchführung der Schulung sollte berücksichtigt werden. Einem Handbuch 
können Übungen oder Fallstudien beigefügt werden, und es könnten unterstützende 
Materialien wie Handouts oder Podcasts bereitgestellt werden.81 Für einige Positionen 
kann jedoch eine umfangreichere Ausbildung erforderlich sein, um alle Fähigkeiten und 
Techniken zu erlernen. Dies gilt für freiwillige Polizeibeamte oder Ordner, die über ein 
hohes Maß an Belastbarkeit und Konfliktvermittlungsfähigkeiten verfügen müssen, um 
mit verbalen und physischen Einschüchterungen umgehen zu können. 

Ein interessantes Ergebnis ist, dass das Vertrauen bei einigen Freiwilligen abnimmt, je 
mehr Zeit nach einer Schulung vergangen ist. Das bedeutet, dass die Freiwilligen von 
Weiterbildungsangeboten oder Auffrischungskursen profitieren könnten, in denen 
sie neue Informationen erhalten oder die Möglichkeit erhalten, bereits vorhandene 
Fähigkeiten zu trainieren.82
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Ungleiche Vertretung
Gesellschaftliches Engagement wird oft als ein Mechanismus dargestellt, um 
Bürgerinnen und Bürger aller Bevölkerungsgruppen einzubeziehen und der Intoleranz 
in der Gesellschaft entgegenzuwirken. Ein zentrales Problem bei der Einbindung der 
Gemeinschaft ist jedoch die Diskrepanz zwischen denjenigen, die sich an der Initiative 
beteiligen, und denjenigen, die dies nicht tun. Dies ist mit mehreren Herausforderungen 
verbunden. 

Erstens werden Bürgerinitiativen von Aktivisten profitieren, die motiviert und bereit 
sind, aktiv zu werden. Dazu gehören häufig eine kleine Gruppe von Menschen, die 
Initiative vorantreiben oder informelle „Führungskräfte‟ aus der Nachbarschaft.83 
Gut funktionierende Bürgerinitiativen haben daher oft eine weitgehend homogene 
Zusammensetzung, d. h. die Initiatoren sowie die in solchen Initiativen aktiven 
Freiwilligen haben einen vergleichbaren sozioökonomischen und kulturellen 
Hintergrund und stammen hauptsächlich aus reicheren, sichereren Gebieten. Dies kann 
zu verschiedenen Problemen führen. Zunächst einmal kann eine zu homogene Gruppe 
von Freiwilligen dazu führen, dass eine Kluft zwischen Stadtvierteln, die proaktiv und 
kontinuierlich Bürgerinitiativen organisieren, und solchen, die zurückbleiben, entsteht, 
da nicht alle gleichermaßen von diesen Initiativen profitieren und benachteiligte 
Gebiete noch weiter zurückfallen werden.84 Infolgedessen besteht die Gefahr, dass 
bestimmte gesellschaftliche Gruppen wie ethnische Minderheiten oder benachteiligte 
Jugendliche von solchen einseitigen Sicherheitsinitiativen betroffen sind.85 Aus diesem 
Grund werden die so genannten „Führungskräfte‟ des gesellschaftlichen Engagements 
im Allgemeinen nicht als repräsentativ angesehen. Schlimmer noch, man misstraut 
ihnen, wenn sie anfangen, zu viel Einfluss auszuüben.86 

Zweitens sind bestimmte (Minderheiten-)Bevölkerungsgruppen in den Programmen 
zur Förderung des gesellschaftlichen Engagements eindeutig nicht vertreten. 
Ein Schlüsselfaktor in dieser Angelegenheit ist die Bereitschaft und Fähigkeit der 
Öffentlichkeit, sich zu engagieren. Es gibt verschiedene strukturelle, politische und 
historische Argumente, die die Fähigkeit einer Gemeinschaft beeinflussen.87 

Die Fähigkeit hängt mit den Ressourcen zusammen, die den Bürgerinnen und Bürgern 
oder einem Viertel zur Verfügung stehen (z. B. Zeit, Geld und soziale Kontakte). Diese 
Ressourcen sind in reichen und sicheren Gebieten in der Regel leichter zugänglich, 
da die Bürgerinnen und Bürger dort häufig über ein höheres Bildungsniveau und 
entsprechende berufliche Fähigkeiten (z. B. Führungsqualitäten) verfügen. Das 
bedeutet, dass sie eher geneigt sind, Initiativen zu ergreifen oder politische 
Unterstützung zu mobilisieren, wenn sich ein Problem ergibt. Gleichzeitig haben 
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benachteiligte Gebiete, in denen mehr Minderheiten leben, in der Regel weniger 
Verbindungen zur Politik, obwohl ihr Bedarf an gesellschaftlichem Engagement 
oft größer ist. Bildung ist nicht der einzige Faktor, der dazu beiträgt; auch andere 
Ressourcen wie verfügbare Zeit und Engagement spielen eine Rolle, da sich 
Bürgerinnen und Bürger mit geringerem Einkommen nicht beteiligen, weil sie vielleicht 
mehrere Jobs haben oder sich keine Kinderbetreuung leisten können. Dies hat zur 
Folge, dass proaktive und gut organisierte Bürgerinitiativen vor allem in sichereren 
Vierteln auftreten, in denen sie weniger wichtig sind, weil sie bereits einen Vorteil 
haben, während benachteiligte Gebiete noch weiter zurückfallen.88 

Partizipationsparadox 

Das Partizipationsparadoxon bringt es mit sich, dass im Allgemeinen 
bereits befähigte Bürgerinnen und Bürger (vor allem aus sichereren 
Vierteln) in Bürgerinitiativen überrepräsentiert sind im Vergleich 
zu weniger befähigten Personen, obwohl sie von dieser Form 
des Engagements mehr profitieren würden. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass die Gruppen mit einer starken sozialen 
Position in der Regel bereits einen gewissen Einfluss auf die 
politische Ebene haben. Dieses Paradoxon steht im Widerspruch zu 
der Notwendigkeit einer inklusiven Gesellschaft, die auf gemeinsame 
Ziele hinarbeitet.89

Ein weiterer Faktor ist die Art und Weise, in der das gesellschaftliche Engagement 
gefördert wird. Dies geschieht in benachteiligten Gebieten oft weniger organisiert und 
praxisnah, was auf angespannte Beziehungen, frühere Konflikte oder mangelndes 
Vertrauen zwischen den Behörden und den Gemeinschaften, in denen sie tätig sind, 
zurückzuführen ist.90 Deshalb sind diese Bürgerinnen und Bürger wahrscheinlich 
weniger geneigt, bei der Meldung von antisozialem Verhalten mitzuhelfen oder sich an 
spezielleren Initiativen, wie z. B. Bürgerräten, zu beteiligen.91 

EUCPN  I  Toolbox  Verbrechensverhütung durch gesellschaftliches Engagement  I  25

02



Um diese Probleme zu lösen, ist es wichtig, dass alle Gruppen innerhalb der 
Gesellschaft erreicht werden und alle die Möglichkeit (und möglicherweise 
zusätzliche Anreize) zur Teilnahme erhalten. Anstatt sich nur auf die Nachbarschaft zu 
konzentrieren, sollten die sozialen und wirtschaftlichen Merkmale bei der Konzeption 
einer Initiative sehr stark berücksichtigt werden. 92 Darüber hinaus könnte es 
notwendig sein, mehrere Beteiligungsstrategien zu kombinieren, um den Zugang so 
einfach wie möglich zu gestalten und gleichzeitig die Bedürfnisse und Normen der 
verschiedenen Gemeinschaften zu berücksichtigen.93 

Um dieses Ergebnis zu erreichen, ist es wichtig, dass die beteiligten Fachkräfte (z. 
B. Beamte in der Gemeinde) polarisierende Haltungen (z. B. Aktivitäten, die auf eine 
bestimmte Gruppe von Einwohnern abzielen) erkennen und ihnen entgegenwirken. 
Sie sind das Bindeglied zur Öffentlichkeit und erhalten viele Informationen aus 
verschiedenen Quellen, sie können als Anker für lokale Engagementstrategien 
und -praktiken dienen. Das bedeutet auch, sie sollten sich bewusst sein, wie sehr 
sie sich von den Erwartungen bestimmter Gruppen leiten lassen.94 Sie sind dafür 
verantwortlich, die Beteiligungsaktivitäten so zu kanalisieren, dass alle Mitglieder 
der Gemeinschaft einbezogen und/oder gleich behandelt werden.95 Darüber hinaus 
müssen sich die Mitarbeiter vor Ort darauf konzentrieren, Vertrauen zwischen 
ihnen und allen Bürgergruppen aufzubauen, um ein kontinuierliches und effektives 
Engagement der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten.96 Die Repräsentativität 
von Polizei- oder Gemeindebeamten ist ein Schlüsselfaktor zur Stärkung dieses 
Vertrauens. Dies kann durch die Verbesserung der Anwerbungsmethoden, das Angebot 
zusätzlicher Unterstützung für bestimmte Zielgruppen und die Schaffung flexiblerer 
Teilnahmeregelungen erleichtert werden.97

Abschließend ist zu sagen, dass nicht jeder das Bedürfnis hat, sich zu engagieren.98 
Wenn es für die Behörden immer schwieriger wird, mit einer bestimmten Gemeinschaft 
in Kontakt zu treten, ist ein Engagement möglicherweise nicht die am besten geeignete 
Strategie. In diesen Fällen sollten sich die Polizeibeamten lieber auf ihre Kernaufgaben 
und die Verbesserung der Nachbarschaft konzentrieren, anstatt zusätzliche Aktivitäten 
zu übernehmen, die wahrscheinlich nicht zu einem positiven Ergebnis führen werden.99 
Eine weitere Faustregel, die man im Auge behalten sollte, ist, dass die Qualität (d. h. der 
Inhalt der Aktivität und die Meinungen der Beteiligten) wichtiger ist als die Quantität 
(d.h. die Anzahl der beteiligten Bürgerinnen und Bürger). Nicht jeder muss sich aktiv 
beteiligen; bestimmte Gruppen können sich auch auf andere Weise Gehör verschaffen, 
z. B. in lokalen Verbänden.100 
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03
Leitlinien zur Stärkung 
des gesellschaftlichen 
Engagements

Es ist wichtig anzuerkennen, dass keine einzelne 
Art der Einbindung der Gemeinschaft für 

alle Gemeinschaften effektiv ist. Partizipation 
ist kontextabhängig, d. h. sie sollte entsprechend 
den Bedürfnissen und Wahrnehmungen der 
Bürgerinnen und Bürger, den Merkmalen des 
Viertels, den organisatorischen Ressourcen sowie 
den Zielen und Erwartungen der Beteiligten 
organisiert werden. Außerdem sollte sie ein 
langfristiges Engagement anstreben, indem 
sie Investitionen der zuständigen Behörden 
sicherstellt.101
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Das folgende Kapitel bietet Leitlinien für politische Entscheidungsträger und 
Mitarbeiter vor Ort, die eine Initiative zur Förderung des gesellschaftlichen 
Engagements starten wollen.102 Es besteht aus sechs Schritten, die den gesamten 
Prozess der Entwicklung, Gestaltung und Durchführung einer Initiative zum 
gesellschaftlichen Engagement begleiten.

1. Prüfung der Relevanz
Bevor eine Bürgerinitiative ins Leben gerufen wird, sollte zunächst 
geklärt werden, ob gesellschaftliches Engagement eine geeignete 

Strategie für das jeweilige Thema oder den jeweiligen Kontext ist. Zu diesem Zweck 
kann das von Thomas (1995) entwickelte „Effective Decision Model of Public 
Involvement‟ verwendet werden. Dieses Modell (siehe Abbildung 2) besteht aus sieben 
Schritten, in denen ermittelt wird, ob ein Engagement der Gemeinschaft sinnvoll ist und 
wenn ja, welche Art von Engagement am besten geeignet ist.103

1) Was sind die 
Qualitätsanforderungen für 
diese Entscheidung?

In der Regel müssen die Entscheidungsträger rechtliche oder 
budgetäre Einschränkungen berücksichtigen. Sie müssen 
daher überlegen, was erlaubt ist, was unter Berücksichtigung 
der finanziellen Mittel möglich ist und inwiefern dies das 
gesellschaftliche Engagement behindern könnte. 

2) Sind genügend 
Informationen verfügbar, um 
eine qualitativ hochwertige 
Entscheidung zu treffen? 

Je weniger Informationen über die Präferenzen der 
Öffentlichkeit oder die praktische Durchführbarkeit vorliegen, 
desto mehr könnte die Sichtweise der Bürgerinnen und 
Bürger genutzt werden.

3) Ist das (politische) Thema 
strukturiert?

Es ist wichtig, im Vorfeld zu überlegen, ob die Bürgerinnen 
und Bürger die Möglichkeit haben, die politischen 
Entscheidungen mitzugestalten, oder ob sich ihr Einfluss auf 
die Auswahl zwischen vorgegebenen Optionen beschränken 
sollte. Letzteres könnte in der Öffentlichkeit auf Widerstand 
stoßen, wäre aber für die politische Ebene leichter zu 
handhaben. 
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4) Ist für die Umsetzung 
der Entscheidung 
die Zustimmung der 
Öffentlichkeit erforderlich?

Wenn ja, ist die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger entscheidend für den Erfolg. Andererseits 
können die Entscheidungsträger eine autonome 
Verwaltungsentscheidung (Typ 1) ohne Anhörung der 
Öffentlichkeit treffen (siehe Abbildung 2) oder eine 
modifizierte autonome Verwaltungsentscheidung (Typ 2), 
für die die politischen Entscheidungsträger beispielsweise 
Informationen von der Öffentlichkeit einholen, ohne sie direkt 
zu konsultieren.

Die folgenden Schritte werden nur unternommen, wenn eine Akzeptanz in der 
Öffentlichkeit erforderlich erscheint: 

5) Wer sind die öffentlichen/
relevanten Akteure (d. h. 
Personen mit Fachwissen 
oder die, die Umsetzung 
einer Initiative erleichtern 
können)?

Dieser Schritt erfordert verschiedene Überlegungen: 
	 -  �Sollten die Teilnehmer repräsentativ sein?  

Wenn das Ziel darin besteht, die Unterstützung zu 
verstärken, ist die Repräsentativität wichtiger als bei 
der Erprobung neuer Ideen. 

	 -  �Wie groß sollte die Gruppe der Teilnehmer sein? 
Große Gruppen bringen zwar wahrscheinlich mehr 
Ideen auf den Tisch, aber sie können auch die Tiefe und 
das Erreichen eines Konsenses behindern. 

	 -  �Inwieweit sollten die Teilnehmer im Vorfeld informiert 
werden? 
Gut informierte Bürgerinnen und Bürger könnten neue 
Perspektiven blockieren, da sie zu stark auf diese aus-
gerichtet sind, während nicht informierte Bürgerinnen 
und Bürger wahrscheinlich nicht zum Kern der Sache 
vordringen, weil sie zu wenig verstehen.

6) Stimmt die Zielgruppe 
mit den vorgegebenen 
politischen Zielen überein? 

Wenn ja, ist es von Vorteil, die Öffentlichkeit einzubeziehen, 
d. h. eine öffentliche Entscheidung (Typ 5) zu treffen (siehe 
Abbildung 2). Um Einwände der Öffentlichkeit zu vermeiden, 
können sich die Entscheidungsträger auch für eine einheitli-
che oder segmentierte Konsultation entscheiden. 

7) Gibt es innerhalb 
der Zielgruppe 
Meinungsverschiedenheiten 
über die bevorzugte Lösung? 

Diese Frage ist von entscheidender Bedeutung, wenn 
die politische Ebene das Problem und die Lösungen 
selbst bestimmt hat. Wenn die Öffentlichkeit mit der 
vorgeschlagenen Lösung nicht einverstanden ist, ist eine 
einheitliche Konsultation (Typ 4) besser geeignet, da sie die 
Unterschiede innerhalb der Zielgruppe aufzeigt. 
Wenn die Zielgruppe sich einig ist und gemeinsam gegen 
die Entscheidungsträger auftritt, ist eine segmentierte 
Konsultation (Typ 3) angemessener (siehe Abbildung 2).
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Typ 1 = autonome Verwaltungsentscheidung  
Typ 2 = modifizierte autonome Verwaltungsentscheidung 
Typ 3 = segmentierte öffentliche Konsultation 
Typ 4 = einheitliche öffentliche Konsultation 
Typ 5 = öffentliche Entscheidung 

Abbildung 2: Effektives Entscheidungsmodell der Öffentlichkeitsbeteiligung, Thomas, 1995

Thomas unterscheidet fünf Arten von Entscheidungen. Die ersten beiden Optionen 
sind anwendbar, wenn keine öffentliche Akzeptanz erforderlich ist. Dabei handelt es 
sich um autonome Verwaltungsentscheidungen (ohne Anhörung der Öffentlichkeit) 
und modifizierte autonome Verwaltungsentscheidungen (Informationen werden 
von der Öffentlichkeit eingeholt, ohne sie direkt zu befragen). Falls eine Beteiligung 
der Gemeinschaft erforderlich ist (siehe Schritt fünf und darüber hinaus), kann dies 
durch Konsultationen oder dadurch geschehen, dass die Entscheidung vollständig 

30



den relevanten öffentlichen Akteuren überlassen wird. Die Konsultation kann einmal 
für die gesamte Öffentlichkeit (einheitlich) oder in mehreren Sitzungen für bestimmte 
Zielgruppen innerhalb der Öffentlichkeit (segmentiert) erfolgen. Die spezifischen 
Mechanismen, mit denen die Öffentlichkeit einbezogen werden kann, sind vielfältig 
(z. B. Beiräte, Umfragen, öffentliche Sitzungen usw.) und hängen von den verfügbaren 
Ressourcen ab.104 

Bei der Anwendung dieses Modells ist es wichtig, zusätzliche (externe) Faktoren zu 
berücksichtigen, wie die Komplexität und den Umfang des Problems, seine Schwere 
und die Dringlichkeit der Lösung. Wenn zum Beispiel eine dringende Lösung erforderlich 
ist, ist es wahrscheinlich nicht angebracht, eine segmentierte öffentliche Konsultation 
durchzuführen.105 

2. Festlegung der Ziele
Sobald die Anwendbarkeit und Relevanz einer Initiative zur 
Einbindung der Gemeinschaft bestätigt wurde, besteht der zweite 

Schritt darin, ein Ziel für die Initiative festzulegen.106 Diese Ziele können von der 
Verbesserung der Beziehungen der Bürgerinnen und Bürger untereinander bis hin zur 
Förderung der Eingliederung von Minderheitengruppen reichen. Sie können auch darauf 
abzielen, die Entscheidungsfähigkeit der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern oder 
die öffentliche Unterstützung für autonome politische Entscheidungen zu erweitern.107 
Ein gutes zentrales Ziel ist es, dass die Initiativen für gesellschaftliches Engagement 
die bestehenden Praktiken (z. B. die Polizeiarbeit) ergänzen und sowohl für diese 
Fachkräfte als auch für die Bürgerinnen und Bürger in diesem Bereich einen Mehrwert 
und eine Belohnung darstellen.108 

Es ist jedoch nicht immer leicht, die Ziele von Initiativen zur öffentlichen Sicherheit 
zu erkennen. Sehr oft werden die politischen Ziele eines Projekts mit den Zielen des 
Engagements verwechselt. Zur Veranschaulichung: Eine Stadtverwaltung könnte 
eine Initiative „Gemeinschaftsbudgets‟ ins Leben rufen, bei der die Bürgerinnen und 
Bürger ein Budget erhalten, um die Lebensqualität in einem bestimmten Bereich zu 
verbessern. Während das ergebnisorientierte Ziel dieses Projekts darin besteht, den 
Bereich zu verbessern, zielt des Engagement darauf ab, die Bürgerinnen und Bürger 
in die Entscheidungsprozesse einzubeziehen und ihr Engagement für ihr Viertel zu 
stärken. Dieses Beispiel zeigt, dass, obwohl die Aktivitäten und die Durchführung der 
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Initiative recht ähnlich sind, der Aspekt des gesellschaftlichen Engagements gesondert 
betrachtet werden sollte. 109 

Eine weitere Herausforderung besteht darin, dass in vielen Fällen Ziele verfolgt 
werden, die nicht unbedingt durch gesellschaftliches Engagement erreicht werden 
können. Dies ist der Fall bei Nachbarschaftswachen, die das Sicherheitsgefühl der 
Menschen verbessern sollen.110 Aus diesem Grund müssen die Behörden zunächst 
überlegen, wie sie den Begriff Wirksamkeit interpretieren, d. h. sie sollten ein klares 
Ziel oder ein gewünschtes Ergebnis von Initiativen zur Bürgerbeteiligung haben, das 
auch realisierbar ist. Außerdem sollten sie den Mehrwert der Bürgerbeteiligung in 
Betracht ziehen, anstatt diese Aktivitäten um des Handelns willen zu organisieren. 
Dies geschieht am besten, indem man nicht nur die Aktivitäten und die Strategie 
der Initiative (z. B. die Bereitstellung von Budgets für Gemeinschaftsgruppen zur 
Verwaltung öffentlicher Räume), sondern auch das angestrebte Ziel (z. B. verstärkte 
Aufmerksamkeit für die lokale Politik oder ein größeres Reaktionsvermögen auf 
Debatten) darstellt. Die Aktivitäten dienen dann als Mittel, um das allgemeine Ziel zu 
erreichen. 

Mit Hilfe eines Zielbaums lassen sich diese Aktivitäten und die damit verbundenen Ziele 
logisch darstellen. Zielbäume stellen das Hauptziel einer Intervention im Verhältnis zu 
den Unterzielen und den entsprechenden Aktivitäten visuell dar (siehe Abbildung 3). 
Darüber hinaus kann jede Aktivität einem bestimmten Partner innerhalb der Initiative 
zugewiesen werden.
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Einbeziehung 
der Bürgerinnen 

und Bürger in 
Entscheidungs-

prozesse

Gemeinschafts-
haushalte 

bereitstellen 

Monatliche 
Treffen 

Veranstaltung 
von Workshops 

Erhöhung der 
Partizipations-

fähigkeit von 
Minderheiten-
bevölkerungen

Abbildung 3: Beispiel für einen Zielbaum für eine Gemeinschaftsbudgetinitiative 

Idealerweise werden die Ziele bereits zu Beginn einer Initiative festgelegt. Oftmals 
gründen die Einwohner aber auch spontan selbst Bürgerinitiativen. Dies ist 
beispielsweise bei mehr als der Hälfte der Nachbarschaftswachen in den Niederlanden 
der Fall. Das macht es natürlich schwierig, proaktiv relevante Ziele zu setzen. In solchen 
Fällen ist es wichtig, dass die Behörden über einen Rahmen verfügen, der diese 
Initiativen gestaltet und den Bürgerinnen und Bürgern bei Bedarf hilft. Die Erstellung 
eines Rahmens wird in Schritt vier ausführlicher behandelt.111
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3. Gestaltung der Initiative 
Sobald die Relevanz und die Ziele ermittelt sind, muss die Initiative 
konzipiert werden. Dazu müssen die bisherigen Ziele geklärt und 

präzisiert und eine geeignete Beteiligungsform gewählt werden.

Die verantwortlichen Akteure müssen sich zunächst Gedanken über die gewünschten 
Ziele der Initiative machen und Prioritäten setzen. So ist es beispielsweise 
kontraproduktiv, eine Bürgerbefragung zu organisieren, wenn die politischen 
Entscheidungen bereits gefallen sind. Eine solche symbolische Beteiligung kann das 
Vertrauen und die Bereitschaft der Öffentlichkeit untergraben. Darüber hinaus hat 
sich gezeigt, dass die Beteiligung im Allgemeinen die stärksten Gruppen innerhalb 
der Gesellschaft begünstigt, während Minderheiten meist ausgeschlossen sind. 112 
Deshalb muss zunächst überlegt werden, wie ein Engagement möglich ist und ob eine 
bestimmte Art des Engagements (z. B. Information oder Beratung) zu dem festgelegten 
Ziel beiträgt.113 

Die Wahl wird durch den Zweck der einzelnen Beteiligungsformen beeinflusst: 
Informieren, Konsultieren, Beraten, Koproduzieren und Mitentscheiden. Ein 
vorherrschendes Ziel der lokalen Behörden ist es, die Beziehungen zwischen und 
mit ihren Bürgerinnen und Bürgern zu stärken, und fast alle Beteiligungsformen 
können für diesen Zweck geeignet sein. Sowohl die Information als auch die Beratung 
können für Minderheiten gelten, die vielleicht nicht an einer Koproduktion interessiert 
sind, aber durch die Information können sie sich stärker engagieren und in die 
Nachbarschaft einbezogen werden. Für diejenigen, die in der Lage sind, ein höheres 
Maß an Bürgermacht zu übernehmen, ist die Mitentscheidung jedoch eine Strategie, 
die sie vollständig in die politischen Prozesse einbezieht. Ein weiteres gemeinsames 
Ziel ist der Aufbau von Kapazitäten. Dieses Ziel ist für die bereits engagierten und gut 
vernetzten Nachbarschaftsakteure wahrscheinlich weniger relevant. Informieren, 
konsultieren und beraten könnte jedoch als Beteiligungsform verwendet werden, um 
diese besonderen Gruppen einzubeziehen. Jugendbeiräte sind ein Beispiel dafür, wie 
Jugendliche ermutigt werden können, innerhalb einer Stadtverwaltung Verantwortung 
zu übernehmen und die Interessen junger Menschen zu fördern. 

In vielen Fällen mangelt es an Wissen und Kreativität, wenn es darum geht, einen 
Beteiligungsstil zu wählen. Viele Behörden denken nur daran, die Öffentlichkeit 
zu informieren.114 Es ist jedoch möglich und oft auch erwünscht, verschiedene 
Beteiligungsstrategien zu kombinieren, um eine Initiative so zugänglich wie möglich zu 
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machen, d. h. die Segmentierung der Beteiligung. 115 Dies bedeutet zum Beispiel, dass 
neben den bestehenden Bürgerhaushaltsinitiativen spezielle Beratungsaktivitäten 
mit Vertretern von Minderheiten in demselben Gebiet durchgeführt werden können. 
Eine solche Kombination wäre besser auf die Bedürfnisse der verschiedenen Gruppen 
zugeschnitten. Um dies zu erreichen, sollte die politische Ebene jedoch einen genauen 
Überblick darüber haben, welche Bevölkerungsgruppen in ihrer Gemeinschaft 
vorhanden sind und wie sie einbezogen werden könnten.116 Darüber hinaus muss 
genügend Flexibilität für die Prozesse der Bürgerbeteiligung vorgesehen werden, so 
dass Versuche und Irrtümer möglich sind und die Anforderungen je nach Anzahl der 
Freiwilligen und ihrer Verfügbarkeit angepasst werden können.117 

All diese Überlegungen zeigen, wie wichtig es ist, die Bürgerinnen und Bürger so 
früh wie möglich einzubeziehen. Ein mögliches Verfahren könnte der Einsatz eines 
Lenkungsausschusses sein, der dabei hilft, Partner zu finden, Unterstützung 
aufzubauen und die Form und das Ziel einer Initiative zu erörtern. Sie können die ersten 
Brainstorming-Sitzungen oder sogar die Anlaufphase einer Initiative übernehmen. 
Daher ist es wichtig, dass der Lenkungsausschuss über ausreichende Kenntnisse in 
der Materie verfügt und auf strategischer Ebene einen gewissen Einfluss oder sogar 
eine Entscheidungsbefugnis hat, damit er die Dinge in Gang setzen kann. Dazu können 
der Initiator oder die Geldgeber der Idee gehören, z. B. die Polizei, der Stadtrat oder 
die Anwohnervereinigung. In einer späteren Phase können dann auch die Bürgerinnen 
und Bürger einbezogen werden, um die Initiative angemessen zu gestalten und die 
Durchführbarkeit zu gewährleisten.118
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Verfolgung der Fortschritte 

In der Konzeptionsphase sollten auch der Bewertungsrahmen und 
die verwendeten Präventionstechniken festgelegt werden. Ausgehend 
von den Zielen muss ermittelt werden, welche Daten erforderlich 
sind, um den Fortschritt der Initiative zu verfolgen, und wie und von 
wem diese Daten erhoben werden sollen. Da sich das Engagement in 
der Regel auf die Perspektiven und Einstellungen der Bürgerinnen 
und Bürger konzentriert, sind qualitative Daten (z. B. Interviews oder 
Fokusgruppen) wahrscheinlich am relevantesten.119 

Um die Aktivitäten, die damit verbundenen Ziele und Ressourcen 
logisch darzustellen, kann ein Logikmodell verwendet werden. Es 
dient als Instrument zur Zuordnung der geplanten Aktivitäten zu 
den erforderlichen Inputs (d. h. Ressourcen) und den gewünschten 
Ergebnissen in den verschiedenen Phasen eines Prozesses (siehe 
Abbildung 4).120 Eine wichtige Überlegung ist jedoch, dass Logikmodelle 
ziemlich linear sind, da jede Aktivität zu einem Ergebnis führt. In der 
Realität werden Initiativen zur Bürgerbeteiligung wahrscheinlich auf 
vielfältigere Weise stattfinden. 

Inputs Aktivität Output Frühes 
Ergebnis

Späteres Ergebnis

Budgets Monatliche 
Treffen 

Zweckbindung 
von Geldern 
für ein 
bestimmtes 
Problem

Verbesserung 
der physischen 
Gegebenheiten 
in dem Gebiet

Einbeziehung der 
Bürgerinnen und 
Bürger in politische 
Entscheidungsprozesse

Abbildung 4: Beispiel für ein Logikmodell
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Bei der Konzipierung einer Initiative ist eine klare Kommunikation von zentraler 
Bedeutung, um die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger sowie der 
Interessengruppen zu erfüllen, d. h. wenn der Beitrag der Bürgerinnen und Bürger 
gering sein wird, sollte dies im Vorfeld klar kommuniziert werden.121 Praktische 
Vereinbarungen über Umfang, Häufigkeit und Intensität der Beteiligung sowie die 
Art des Feedbacks sollten ebenfalls transparent sein und sich an den Bedürfnissen 
der Zielgruppen orientieren.122 Zweitens sollte bereits in der Konzeptionsphase 
der Initiative die Bewertung berücksichtigt werden. In dieser Phase sollten die 
relevanten Bewertungskriterien ausgewählt werden, damit während der eigentlichen 
Durchführung die richtigen Daten gesammelt werden können. 123

4. Schaffen eines Rahmens 
Ein Rahmen dient dazu, eine Initiative für gesellschaftliches 
Engagement zu gestalten, nicht dazu, sie zu sehr zu kontrollieren 

oder zu regulieren. Er soll Einheitlichkeit und Unterstützung bieten, wo dies notwendig 
ist, und als Instrument dienen, um den Herausforderungen zu begegnen, mit denen 
Initiativen für bürgerschaftliches Engagement konfrontiert sind. 

Erstens können Rahmenwerke den Inhalt, die Form und den Umfang einer Initiative 
bestimmen.124 Im Falle der Bürgerkonfliktmediation kann er beispielsweise den 
Mediationsprozess, die Grundwerte des Verfahrens (d. h. Vertraulichkeit und 
freiwillige Teilnahme) sowie die Anzahl der Stunden, die Freiwillige aktiv sein müssen, 
beschreiben.125 In Bezug auf Überwachungsmaßnahmen kann er den Zweck und 
den Schwerpunktbereich der Aktivitäten sowie den Kommunikationsfluss und 
die Art und Weise der Zusammenarbeit von Mitarbeitern an vorderster Front, wie 
z. B. Polizeibeamten oder Mitarbeitern der Stadtverwaltung, mit den Freiwilligen 
umfassen.126

Zweitens können Rahmenregelungen eine wichtige Rolle bei der Überwindung 
von Vertretungsschwierigkeiten spielen. Sie können Normen zur Förderung der 
Eingliederung bestimmter Alters- oder Minderheitengruppen festlegen oder einen 
Zeitplan vorgeben, bis zu dem die Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau durchgeführt 
und die Ziele erreicht sein müssen.127
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Drittens können unterstützende Rahmenwerke die erforderlichen oder 
vorteilhaften Kommunikationsstrategien festlegen. So arbeiten beispielsweise 
Nachbarschaftswachen oft fragmentiert über informelle Kanäle wie Gruppen in den 
sozialen Medien. Ein Rahmen könnte die Nutzung interaktiver Online-Plattformen 
vorschreiben, um die Kommunikation zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und mit 
den Behörden zu optimieren. Er kann auch politische Briefings oder Berichtsvorlagen 
enthalten und so die professionelle Weiterverfolgung solcher Initiativen und das 
Vertrauen zwischen den beteiligten Akteuren stärken.128 

5. Planung der Initiative 
Das gesellschaftlich Engagement ist eine Strategie, die der 
organisierenden Behörde große Anstrengungen abverlangt. 

Entschlossenheit sowohl auf kultureller als auch auf organisatorischer Ebene 
ist für den Erfolg der Bürgerbeteiligung unerlässlich.129 Aus diesem Grund ist die 
Planungsphase ein wichtiger Schritt, in dem die praktischen Modalitäten festgelegt 
werden. Dabei wird u. a. geprüft, ob die Ressourcen für die Durchführung der geplanten 
Aktivitäten ausreichen. Dazu gehören die finanziellen Mittel für die Initiative sowie die 
Zeit und das Personal für die Verwaltung des Ganzen.130 

Ein weiteres Element, das in diesem Schritt fertiggestellt werden muss, ist die 
Einbeziehung von Interessengruppen. Die relevanten lokalen Interessengruppen, d. h. 
diejenigen, die ein Interesse an der Aktivität oder ihren Auswirkungen haben, müssen 
ermittelt werden. Die breite Öffentlichkeit ist die erste Interessengruppe, die einem 
in den Sinn kommt, da von ihr erwartet wird, dass sie entweder teilnimmt oder eine 
Veränderung in ihrem Umfeld erlebt. Deshalb ist es wichtig zu unterscheiden, ob es sich 
um die breite Öffentlichkeit (z. B. eine ganze Stadt) oder eine bestimmte Zielgruppe (z. 
B. Jugendliche) handelt.131 Danach folgen die beteiligten Praktiker, die ihre Freiwilligen 
in ihrer Tätigkeit überwachen und entsprechend anpassen.132 Zu ihrer Verantwortung 
gehört auch, dass sie entscheiden, welcher Beteiligte für welche Initiativen 
zuständig ist und wie diese Aufsicht gestaltet wird. In der Praxis wird die Rolle der 
Kommunalregierungen in den offiziellen Dokumenten oft zu wenig berücksichtigt. 
Eine Bewertung des Systems der Nachbarschaftswache (BINs) in Belgien zeigt 
beispielsweise, dass die Stadtverwaltungen wenig Verantwortung für diese Initiativen 
tragen, so dass die Polizeibeamten in den Gemeinden eine hohe Arbeitsbelastung 
haben.133 Ein weiteres Beispiel sind Partnerorganisationen, die sich mit demselben 
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Thema befassen oder bei der Erreichung bestimmter Gemeinschaften behilflich sein 
könnten.134 Es ist jedoch wichtig, aufmerksam zu bleiben. Zu viele Interessengruppen 
können die Effizienz der Kooperationsprozesse behindern, zu wenige hingegen 
könnten zu Widerstand gegen getroffene Entscheidungen führen.135 

6. Durchführung und Bewertung
Bewertungen sind nach wie vor ein wunder Punkt im Bereich der 
Verbrechensverhütung. Der Gedanke, dass Bewertungen ein 

wertvolles Instrument sein können, scheint immer noch nicht vorhanden zu sein. 
Darüber hinaus sind Engagementstrukturen komplex, zeitlich variabel und flexibel 
in Bezug auf die Anzahl der Teilnehmer und ihre unterschiedlichen Beiträge. All 
diese Elemente erschweren die Bewertung von Initiativen zum gesellschaftlichen 
Engagement.136

Bewertungen sollten daher von einer Basismessung ausgehen, die auf klaren Zielen 
und messbaren Indikatoren beruht und all diese Aspekte berücksichtigt. 137 Das 
CLEAR-Modell identifiziert fünf Kriterien für eine wirksame Bürgerbeteiligung (siehe 
Tabelle 1). Es geht von fünf Hindernissen für die Befähigung der Bürgerinnen und Bürger 
aus und verknüpft jedes Hindernis mit möglichen politischen Maßnahmen. Folglich 
müssen die politischen Entscheidungsträger sowohl die Bürgerinnen und Bürger und 
ihre Perspektiven als auch ihre eigenen Organisationsstrukturen berücksichtigen. 
Anstatt einen idealen Typ von Engagement zu fördern, erlaubt das Modell, dass 
Engagementstrategien vielfältig und spezifisch für den jeweiligen Kontext sind.138
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Kriterien Was benötigt wird Politische Ziele/Zielvorgaben

Möglich Verfügen die Bürgerinnen und Bürger 
über die Ressourcen (Zeit und 
Vertrauen) und das Wissen, um sich zu 
engagieren?  
→ �Redegewandtheit, technische 

Fähigkeiten, Zeit und Selbstvertrauen 
für die Teilnahme. 

Verbessern: 
-  Aufbau von Kapazitäten
-  �Schulung & Unterstützung 

von Bürgerinnen und Bürgern/
Freiwilligen

-  �Mentoring & Entwicklung von 
Führungsqualitäten

Möchten Haben die Bürgerinnen und Bürger 
ein Gefühl der Verbundenheit, das ihr 
Engagement fördert?  
→ �Die Verpflichtung zur Teilnahme 

erfordert eine Verbundenheit und 
Identifikation mit dem Bereich oder 
den Zielen, auf die hingearbeitet wird. 

Verbessern: 
-  �Bürgerschaftliches Bewusstsein
-  �Governance & Entwicklung der 

Gemeinschaft
-  �Soziale Eingliederung 

In die Lage 
versetzt 

Wird den Bürgerinnen und Bürgern 
die Möglichkeit gegeben, sich zu 
engagieren?  
→ �Städtische Infrastrukturen 

und Organisationen können 
Gelegenheiten zum Engagement 
entweder blockieren oder schaffen. 

Verbessern: 
-  �Investitionen in die städtische 

Infrastruktur; 
-  Gemeinschaftliche Netzwerke; 
-  �Kommunikationskanäle mit und zu 

den Bürgerinnen und Bürgern. 

Aufgefordert Werden die Bürgerinnen und Bürger 
mobilisiert (durch Behörden, Verbände 
oder andere Freiwillige)?  
→ �Zum Beispiel durch das Fragen 

nach Input, das Schaffen 
von Gelegenheiten zur 
Beratung, die Übertragung von 
Verantwortlichkeiten. 

Verbessern: 
-  �Vielfältige Rahmenbedingungen 

für die Beteiligung

Reagiert auf Sehen die Bürgerinnen und Bürger 
Auswirkungen oder Beweise für ihr 
Engagement?  
→ �Wird den Bürgerinnen und Bürgern 

zugehört, sind sie berechtigt/motiv-
iert, ihre Sichtweise mitzuteilen und 
zu sehen, was mit ihren Beiträgen 
gemacht wird? 

Verbessern: 
-  �Ein politisches System, das in der 

Lage und bereit ist, den Beitrag der 
Bürgerinnen und Bürger einzubez-
iehen, z. B. durch kontinuierliches 
Lernen oder Feedback. 

Tabelle 1: CLEAR-Modell für effektive Bürgerbeteiligung nach Lowndes und Pratchett, 01.01.2006. 
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Neben der Bewertung der Effektivität ist die Frage, ob eine Initiative kostenwirksam ist, 
ein weiterer wichtiger Faktor. Initiativen, die die Bürgerinnen und Bürger einbeziehen, 
sind nicht automatisch finanziell vorteilhaft, wie in Zeiten von Haushaltskürzungen 
und Personalknappheit behauptet werden kann. In der Regel sind viel Zeit und Geld 
erforderlich, um eine Aktivität einzurichten oder Freiwillige auszubilden und zu 
betreuen, was den Kosten-Nutzen-Charakter der Aktivität insgesamt schmälern kann. 
Daher bleibt es wichtig, die Freiwilligen als Verstärkung für die Fachkräfte einzusetzen 
und nicht als reinen Ersatz für sie.139 

Auch wenn die Ziele der Initiative nicht vollständig erreicht werden, bedeutet dies 
nicht, dass die Initiative gescheitert ist. Vielleicht wurde das eigentliche Ziel, eine 
bestimmte Gemeinschaft in die Entscheidungsprozesse einzubeziehen, nicht erreicht, 
aber es wurden andere, kleinere Effekte erzielt, wie z. B., dass mehr Menschen aus 
dieser Gemeinschaft an den von der Stadtverwaltung organisierten Veranstaltungen 
teilnehmen; und als Ergebnis gibt es nun eine verstärkte Interaktion zwischen dieser 
Gemeinschaft und den Behörden. Da das Endziel nicht erreicht wurde, kann dieses 
Teilziel in Zukunft ein Baustein für weitere Aktivitäten sein.140
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Schlussfolgerung 
Es ist klar, dass es verschiedene Formen des Engagements der Gemeinschaft gibt 
(von der Information über die Beratung bis hin zur Mitgestaltung der Politik) und 
dass es für verschiedene Zwecke eingesetzt werden kann (z. B. Überwachung 
oder Kontaktförderung). Dennoch gibt es bei der Umsetzung von Initiativen zur 
Förderung des gesellschaftlichen Engagements im Allgemeinen eine Reihe von 
Herausforderungen, die sich auf ihre Wirksamkeit auswirken können. 

Erstens muss überlegt werden, wie die Bürgerinnen und Bürger für diese Initiativen 
angeworben werden können und welche Kriterien für die Teilnahme erforderlich sind. 
Da sich die Art der Anwerbungsstrategie sogar auf ihre Effizienz auswirken kann, ist 
dies eine wichtige erste Überlegung. Darüber hinaus kann die Rekrutierung auch 
die Mitgliedschaft in einer Initiative beeinflussen, was zur zweiten Herausforderung 
der Repräsentation führt. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass alle 
Bevölkerungsgruppen in irgendeiner Weise einbezogen werden, da es sonst 
wahrscheinlich zu einer Überrepräsentation derjenigen Bürgerinnen und Bürger kommt, 
die bereits in einem sicheren und starken sozioökonomischen Umfeld leben. Schließlich 
stoßen Initiativen für gesellschaftliches Engagement häufig auf verschiedene 
organisatorische Hindernisse, wie z. B. unklare Zuständigkeiten oder eine unklare 
Position innerhalb einer Einheit oder die Unkenntnis, wem sie unterstellt sind. Dieser 
Faktor hängt auch mit dem Fehlen thematischer und wiederkehrender Schulungen 
zusammen, die das Vertrauen der vor Ort tätigen Freiwilligen stärken. 

Um politische Entscheidungsträger und Praktiker bei der Bewältigung dieser 
Herausforderungen zu unterstützen, bietet diese Toolbox sechs praktische Leitlinien, 
die den gesamten Prozess der Entwicklung, Gestaltung und Durchführung einer 
Initiative für bürgerschaftliches Engagement bestimmen. Am Anfang steht die 
Überlegung, ob gesellschaftliches Engagement überhaupt der richtige Ansatz für 
ein bestimmtes Thema oder einen bestimmten Kontext ist. Wenn dies der Fall ist, 
besteht der zweite Schritt darin, sich klare, erreichbare und realistische Ziele zu 
setzen. Drittens muss die Initiative im Hinblick auf den Beteiligungsansatz und die 
spezifischen Aktivitäten, die durchgeführt werden sollen, konzipiert werden. Auf der 
Grundlage dieses Schritts sollte ein entsprechender Rahmen festgelegt werden, der 
zur Gestaltung der Initiative beiträgt. Schließlich sollte die Initiative in Zusammenarbeit 
mit den Beteiligten geplant werden, bevor die Aktivitäten durchgeführt werden, und 
anschließend bewertet werden. 
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Factsheet

Read more in the toolbox: 
www.eucpn.org/toolbox-communityengagement

This factsheet was funded by the 
European Security Fund – Police 

Verbrechensverhütung 
durch gesellschaftli-
ches Engagement 

TOOLBOX ON

Gesellschaftliches Engagement ist ein partizipatorischer Ansatz, 
der die Bürgerinnen und Bürger zusammenbringt, um gemeinsam auf 
soziale Veränderungen hinzuarbeiten. Die Bürgerinnen und Bürger 
werden als Koproduzenten der öffentlichen Sicherheit gesehen, die 
durch viele Formen der Beteiligung tätig werden, wie z. B. 

 › Überwachung
 › Mediation 
 › Politische Einfl ussnahme
 › Erkennung 
 › Pfl ege des öff entlichen Raums

Gesellschaftliches Engagement ist kontextabhängig und sollte 
sich nach den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger sowie der 
Nachbarschaft richten. Partizipationsinitiativen sehen sich auch 
mit vielen Herausforderungen konfrontiert, darunter Hürden bei der 
Anwerbung, organisatorische Hindernisse und ungleiche Vertretung. 

Read more in the toolbox: 
www.eucpn.org/toolbox-communityengagement

Aus diesem Grund bietet diese Toolbox sechs Leitlinien 
für Entscheidungsträger und Mitarbeiter vor Ort, die eine 
Initiative zur Einbindung der Gemeinschaft ins Leben rufen 
möchten: 

1. Überprüfung der 
Relevanz

Bevor eine Bürgerinitiative ins Leben 
gerufen wird, sollte bestimmt werden, 
ob gesellschaftliches Engagement die 
geeignete Strategie für das jeweilige 
Problem oder den jeweiligen Kontext ist; 

2. Festlegen von Zielen 

Auswahl eines zentralen Ziels, das 
erreichbar ist und einen Mehrwert 
für die beteiligten Personen und die 
Gemeinschaft bietet;

3. Gestaltung der 
Initiative

Auswahl einer geeigneten Strategie für 
das Engagement auf der Grundlage der 
Ziele und Merkmale der Gemeinschaft.  
Bei Bedarf kann eine Kombination von 
Strategien angewandt werden, um den 
Bedürfnissen der Öffentlichkeit gerecht 
zu werden; 

4. Schaffung eines 
Rahmens

Rahmenbedingungen helfen bei der 
Gestaltung der Initiative, indem sie 
Inhalt, Form und Umfang festlegen und 
die Grundlage für die Bewältigung von 
Herausforderungen wie ungleicher 
Vertretung oder fragmentierter 
Kommunikation schaffen; 

5. Planung der Initiative

Regelung der praktischen Aspekte, wie 
z. B. Ressourcen, und Zusammenführung 
der erforderlichen Interessengruppen zur 
Verbesserung der Kooperationsprozesse; 

6. Durchführung und 
Bewertung  

Sicherstellung, dass es eine 
Ausgangsmessung auf der Grundlage 
klarer Ziele und messbarer Indikatoren für 
die Bewertung gibt 
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